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Erzdivcese Freiburg. 
Mittwoch den 12. März 1873. 

Die Agitation der s. g. Alt k ath o liken in C o n st a n ; b e t r. 

Wir bringen nachstehend unsern motivirtcn Protest gegen die Wegnahme der katholischen Spitalkirche in Constanz, und die 
desfalsigen Aktenstücke ') zur Kenntniß. 

Freiburg den 11. März 1873. 

Erzbischöfliches Capitels-Bicariat. 

1 Ministerin», des Innern. 
Carlsruhe den 19. Februar 1873. 

Die Stellung der Katholiken in Constanz zu dem Dogma der Unfehlbarkeit des Papstes betr. 
Nro. 2739. Erzbischöfl. Capitelsvicariat beehren wir uns eine Abschrift unseres an Gr. Bezirks-Amt Constanz gerichteten Erlasses vom 

15. d. M. mit dem ergebensten Bemerken mitzutheilen, daß die Verfügung dem Inhaber der Spitalpfarrei, sowie dem Comité der (Alt) Katho- 
liken am heutigen eröffnet worden ist, nachdem der Gemcinderath der Stadt Constanz im Sinne der Petition der (Alt) Katholiken Beschluß 
gefaßt. 

(gez.) Jolly. 

Ministerium des Innern. 
Carlsruhe den 15. Februar 1873. 

Gesuch der (Alt-) Katholiken in Constanz um Ueberlafjung einer der dortigen Pfarrkirchen zum Zwecke der Ausübung 

ihres Cultus. 
Nro. 2534. An das Großh. Bezirksamt Constanz. 
Herr Kreisgerichtsrath Schmidt und Gen. haben im Auftrag des Comite's der (Alt-) Katholiken in Constanz mit Eingabe v. 13. d. 

M. die Bitte vorgetragen, ihnen und denjenigen katholischen Einwohnern von Constanz, welche das in dem jüngsten vaticanischen Concil ver- 
kündigte Dogma der Unfehlbarkeit des Papstes als ein katholisches Dogma nicht anerkennen, den Mitgebrauch wenigstens einer der drei katho- 
lischen Pfarrkirchen in Constanz, zunächst der Spitalkirche, zur Befriedigung ihrer gottesdienstlichen Bedürfnisse zu ermöglichen. 

Durch Verfügung vom 16. September 1870 (Gesetzes-und Verordnungsblatt Nro. 63) ist bereits ausgesprochen, daß die in dem Anzeige- 
blatt der Erzdiöcese Freiburg v. 14. Sptbr. 1870 Nro. 18 verkündigten dogmatischen Constitutionen, darunter die über die Unfehlbarkeit des 
Papstes, nach § 15 des Gesetzes vom 9. October 1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staat betr., im Groß- 
herzogthum keine rechtliche Geltung in Anspruch nehmen können, da sie ohne Genehmigung des Staates verkündigt wurden. •* 

Hieraus ergibt sich für den vorliegenden Fall, daß die Petenten in Folge ihrer Erklärung, der katholischen Kirche auch fortan angehören 
zu wollen, ungeachtet der Nichtannahme des Dogma's der Unfehlbarkeit rechtlich als Katholiken anzuerkennen sind und die mit dieser Eigenschaft 
verbundenen Rechte in der Kirche nicht verloren haben. Auch thatsächlich erscheint das Gesuch der Petenten,begründet, da constatirt ist, daß 
nahezu die Hälfte aller großjährigen männlichen katholischen Einwohner von Constanz das in Frage stehende (rechtlich nicht relevante) Dogma 
der Unfehlbarkeit des Papstes als ein katholisches nicht anerkennen, während sie im Uebrigen erklären Katholiken zu sein und zu bleiben. 

Das Großh. Bezirks-Amt wird demnach, um auch diesen Katholiken die Befriedigung ihrer gottesdienstlichen Bedürfnisse zu ermöglichen, 
beauftragt, dafür zu sorgen, daß einstweilen denselben der Mitgebrauch der Spitalkirche zu ihrem Gottesdienst eingeräumt werde. Zu diesem 
Zweck ist zunächst der Gemeinderath der Stadt Constanz, welcher den Spitalfond nebst der zu demselben gehörigen Spitalkirche zu verwalten 
hat, und welcher nach der Anführung der Petenten bereit ist, die Spitalkirche denselben und ihren Genossen zum Mitgebrauch für ihren Gottes- 
dienst zu überlassen, zu einer entsprechenden Erklärung zu veranlassen. Hierauf sind unter Eröffnung gegenwärtiger Verfügung der an der Spital- 
kirche sungirende Pfarrer als Vertreter derjenigen Katholiken, welche das Unfehlbarkeitsdogma nicht ablehnen, und ebenso die Petenten aufzu 
fordern, Vorschläge über die Zeiten zu machen, zu welchen jeder Theil die Kirche zum Gottesdienst zu benützen habe. Ist eine Einigung 
zwischen beiden Theilen nicht zu erzielen, oder sollte der an der Spitalkirche sungirende Pfarrer in einer angemessenen kurzen Frist keine Er- 
klärung abgeben, so hat das Bezirksamt unter Berücksichtigung aller Verhältnisse und unter thunlicher Schonung der bestehenden Einrichtungen 
die Zeiten zn bestimmen, zn welchen jeder von beiden Theilen die Kirche zum Gottesdienst benützen kann. 

Ueber den Verlauf der Sache und besondere sich etwa ergebende Anstände ist mit thunlichster Beschleunigung hierher zu berichten. 

(gez.) Jolly. 
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Die Agitation der s. g. Alt katholiken in Constanz betr. 

Nro. 1849. 1905. 1979. Großh. Ministerium des Innern beehren wir uns auf den verehelichen Erlaß vom 27. v. 
M- Nro. 3166 ergebenst zu erwidern: 

Erzbischöfliches Capitels-Mcariar. 
Freiburg, den 20. Februar 1873. 

Die Agitation der sogenannten Altkatholiken in Constanz betreffend. 

Nro. 1592/93. Großherzoglichem Ministerium des Innern beehren wir uns ergebenst mitzutheilen: 
Seit Mitte des vorigen Monats haben die f. g. Altkatholiken in Constanz unter Führung insbesondere von Staats- und einigen Gemeinde- 

Beamten dortselbst sich in öffentlichen Blättern, durch Flugschriften und in Versammlungen gegen die Dogmen nud die Verfassung der katho- 
lischen Kirche in aufreizender Weise erklärt und öffentlich zum Abfall von derselben aufgefordert. Bekanntlich reist zu diesem Zwecke der 
preußische, excommunicirte Geistliche, Dr. Mich élis, schon seit einiger Zeit im Lande herum und hält Versammlungen, in welchen er sich 
Schmähungen und Verdächtigungen gegen die Lehren der Kirche, den Papst, die Bischöfe und gegen den Unterzeichneten erlaubt und öffentlich 
zum Abfall von der anerkannten katholischen Kirche auffordert, ohne daß bis jetzt auf Grund des § 132, 166 des Straf-Gesetz-Buchs gegen ihn 
beziehungsweise gegen jene Agitatoren eingeschritten wurde. 

Am 9. d. M. veranstaltete das s. g. Altkatholiken-Comit«, worunter auch Staatsanwalt Fieser und Rector Laible in Constanz, eine Ver- 
sammlung der Altkatholiken dortselbst und aus der schweizerischen und badischen Umgegend. Zwei unserer Erzdiöcese nicht ungehörige, excom- 
municirte Geistliche hielten in dieser Versammlung Ansprachen, welche die Lehren, Einrichtungen, den Papst und Bischöfe der katholischen Kirche 
beschimpften. Am Montag den 10. Februar wurde auf öffentliche Einladung des berührten Altkatholiken-Comite's im Stadt Hause zu Constanz 
eine Abstimmung vor dem Notar Schwarz in Constanz vorgenommen, wodurch die dortigen in- und ausländischen Katholiken sich für den An- 
schluß an die s.g. altkatholische Religionsgemeinschaft erklären sollten. Wie uns von Seiten der katholischen Pfarrämter in Constanz auf Grund 
vorgelegter Aktenstücke berichtet wird, hätten an dieser Abstimmung d. h. Abfallserklärung von der katholischen Kirche, welche unter Leitung 
a# bon Staatgbienern ßattfnnb, ni# blog ein fe# 3#% ber klWi^en Staatgbeamten, ingbefonbere and; Vrofeßoren beg bor. 
tigen Gymnasiums, der Großh. Landes-Commissär, sondern auf Aufforderung bzw. zwingende Beeinflussung Post-, Eisenbahn- und städtische 
Bedienstete, sowie abhängige Arbeiter Theil genommen, so daß unter den circa 650 Abstimmenden nur ca. 130 selbständige Constanzer Bür- 
ger sich betheiligt hätten. 

Obgleich also der Kern und die überwiegende Majorität der Constanzer Katholiken dieser rechts- und glaubenswidrigen Bewegung fern, 
also der katholischen Kirche treu blieb, soll doch Kreisgerichtsrath Schmidt und Staatsanwalt Fieser Namens der s. g. Altkatholiken in Constanz 
diesen durchaus ungesetzlichen Abstimmungsact Hochdemselben persönlich überreicht und um Uebergabe katholischer Kirchen und Pfründen an die 
altkatholische Sekte in Constanz Hochdasselbe gebeten haben. 

Wir halten uns für verpflichtet, die Integrität des katholischen Besitzes und Eigenthums an sämmtlichen im Vermögen der Kirche sich 
befindlichen katholischen Pfründen und dem katholischen Cult gewidmeten Kirchen aufrecht zu erhalten und die Rechte der katholischen Kirche und 
rer Katholiken gegen die Einräumung des Eigenthums oder Mitgebrauchs dieser katholischen Vermögenstheile an die s. g. Altkatholiken zu ver- 

^ Gemäß Art. V § 7, 25, 26 und 32 des Instr. Pac. Osuabr., § 63 Reichsdeput.-Hauptschlusses, Prot, der Rcichsdep. vom 11. Dec. 1802, 
Sess. 34, S. 673, Art. XVIII ff. des III. Organis.-Edicts vom 11. Februar 1803, § 13, 20 der Verfassungs-Urkunde, § 1, 7, 10 des Gesetzes 
born 9. DcL I860 nnb #09# ber &m#en ^o^^bemfelben unb ung gefdjloßenen Vereinbarung bon 1861, — Ml Wie bent proteßont#en, 
so auch dem katholischen Religionstheile der ausschließliche Besitz seines jetzigen consessionellen Kirchen-, Schul- und übrigen Stiftungsvermögens 

zu ohne Rücksicht auf den Erwerbtitel. Hiernach (§ 9 des i. und li. Constitut.-Edicts, ß 3 der dortigen Entschließung vom 5. Novbr. 1861) 
kann dem römisch-katholischen Religionstheil das Eigenthum an den ihrem Cult zur Zeit gewidmeten Kirchen und an den katholischen Pfründen 
von Niemanden entzogen werden. m ® c. 

Im Hinblick auf das zur Zeit der Publication der badischen Verfassungs-Urkunde geltende Recht (i.P.O. Art. V. § 52, § 63 JÎ. ®. §., § « 
beg I. Const.-Ed. bergt, mit Art. VII der deutschen Bundes-Acte vorn 8. Juni 1815,) kann uitter der Gesammtheit der Angehörigen eines 
Religionstheiles nur die Kirche verstanden werden. Diese ist nach der berührten Reichsgesetzgebung als unum corpus religionis der Eigen- 
thümer des consessionellen Vermögens. Deren kirchenverfassungsmäßige Repräsentanten, die Bischöfe, sind also die Inhaber und Vertreter der 
Rechte, welche die Verfassung dem Eigenthum der Katholiken, der katholischen Stiftungen garantirt. 

Noch in dem § 1, 7 und 10 des Ges. v. 9. Oct. 1860, im § 1, 6, 11, 13, 16 und 18 der Berord. v. 20. Nov. 1861, §1, 3, 4, o der 
mit Hochdemselben vereinbarten Grundlagen zu einer Verwaltungs-Instruction vom 25. October 1861 ist die römisch-katholische Kirche als 
öffentliche Corporation, als Inhaberin des Kirchenvermögens und ist die oberste katholische Kirchenbehörde des Landes als Repräsentantin 
desselben anerkannt, endlich sind dadurch der katholische Oberstiftungsrath und die katholischen Stiftungscommissionen zur rechtlichen Vertretung 
und Verwaltung dieser römisch-katholischen Vermögensobjecte berufen. . , _ . 

Kraft dieser noch geltenden Bestimmungen, sowie nach den in den dortigen Motiven zu § 1 bis 10 des Stiftungsgesetzes vom c>. Mat 
1870 anerkannten Rechtsgrundsätzen besteht die Rechtssubjectivität der fraglichen juristischen Person oder Stiftungen durchaus getrennt von den 
mit ihr vereinigten physischen Personen und sind also weder die einzelnen Katholiken noch s. g. katholische Gemeinden die Eigenthümer oder 
(nach der hier maßgebenden Kirchenverfassung) die Repräsentanten des katholischen Vermögens. , „ 

Wie die eben berührten Motive anerkennen, ist vielmehr die „Leitung des Stiftungswesens Sache der dazu berufenen Verwaltungobe )vr en. 
%Bic ermähnt, ft# re## nnb ge## bic Bettung, 9te#gbertretung nnb Vermattung beg &t#enbermögeng unter ber georbneten 

%uf#t beg Gtaateg ung resp. ben berührten f#ol#en Beerben &u. (§ 1 big 8, 11, 12, ber Verorbnung botn 20. %obctnbcr l861.) 
daraus folgt, baß #^9(40 ai#en ober anbere VermBgengtheile beg t#oI#en 9MigiongÜ;etleg meber bn# Bef## ober Ver« 

fügungen einzelner &#Dltfen, einer gefe&üibrtgen Versammlung ober einer Vereinigung betreiben, no# bu# einseitige Verfügung ber 
Staatgbebbrbe bent a##teß#c,i fa#l#en Veft*e ober ber f#oI#cn Venüßung endogen ober gar ;u bett ßtfhinggütbrigen jmeden 

eine# i#t rün^tf^^^^a#^#ctt Vcligtongberemg bermenbet Kerben bürfen. 2e*tereg, bte Giu#rnng etneg SimtOtenenms, btc oßne ttn|ere 
Zustimmung geschehende Verwendung katholischer Kirchen oder Pfründen für eine nicht römisch-katholische Religionsgenossenschaft ist aus nt \ . 
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In unserm Erlasse D. 20. v. M. Nro. 1593 haben wir eingehend nachgewiesen und werden hier weiter begründen, daß 
eS sich lediglich um den Versuch handelt, Eigenthum der Kirche resp. der katholischen Kirchenfonds (§ 3 des Slistungsgesctzcs 

durch § 18 des III. Org.-Ed. vom 11. Febr. 1803, § 10 des Gesetzes v. 9. Oct. 1860 und § 16 der Verordnung v. 20. Nov. 1861 untersagt. 
Daß diese unsere resp. der katholischen Stiftungsbehörden eben berührte Befugniß noch rechtsgültig, „ein rechtliches Zugeständniß an die 
Kirche" sei, ist in den dortigen Motiven zum § 10 und im § 42 des Stiftungsgesetzes vom 5. Mai 1870 anerkannt. 

Gemäß Art. v. § 15 1. P. 0., Lit. M. u. 0. Postscript. Serenis. v. 28. Oct. 1790 (Anhang zum III. Org.-Ed.), § 80 der katholischen 
Kirchencommissions-Ordnung v. 31. Oct. 1803 und § 13 u. 20 der Verfassungsurkunde haben die von einem Religionstheile, einer anerkannten 
Kirche sich ausscheidenden einzelnen Personen oder Sekten kein Recht an dem Eigenthum oder Mitgebrauch des confejsionellen Vermögens und 
darf deßhalb auch die Staatsregierung diese den anerkannten Kirchen als unwiderruflich durch öffentlich-rechtliche Verträge und bestehende 
Grundgesetze garantirten Rechte nicht entziehen. (Klüber, öffentliches Recht des deutschen Bundes § 361 c. Mohl, Staatsrecbt und Politik 
8b. I. @. 69' #.) 

Gemäß der citirten rechtlichen und gesetzlichen Bestimmungen ist die römisch-katholische Kirche d. h. die Gemeinschaft der durch den 
katholischen-Glauben und durch die Sacramente verbundenen, durch den Papst und die Bischöfe regierten Gläubigen, folglich nicht die von ihr 
getrennte Religionsgenossenschaft der s. g. Altkatholiken Eigenthümer des Kirchenvermögens. Die Letzteren haben sowohl auf ihrem Delegirten- 
Congreß vom 23. und 24. September 1871, als in ihren, in einzelnen badischen Orten abgehaltenen Versammlungen sich von der Lehrauto- 
rität und der Regiernngsgewalt der Kirche losgesagt: sie wollen der kirchlichen Jurisdiction des Papstes und des Diöcesan-Bischoss nicht unter- 
stehen. Sie bilden eigene, der katholischen Kirchenverfassung widersprechende, dem Diöcesan-Bischof nicht unterstehende „Gemeinden" und stehe» 
mit der römisch-katholischen Kirche nicht in Gemeinschaft des Glaubens und der Sacramente, sind überdies von der competenten kirchlichen 
Autorität aus der Gemeinschaft der katholischen Kirche ausgeschlossen. 

Diese wie die obigen Thatsachen und die Abhaltung eigenen Gottesdienstes documentiren, daß die Altkatholiken eine Sekte sind. 
Wenn die Staatsgewalt über die Dogmen der und die Angehörigkeit zur Kirche nicht zu entscheiden hat; so handelt es sich hier auch nicht 

um diese innerkirchliche Frage, sondern um die von der Staatsgewalt anerkannten Civil-Rechte der römisch-katholischen Kirche, deren Rechts- 
schutz wir beanspruchen. 

Aus Obigem, sowie aus der durch § 34, 52 der cit. kathol. Kirchencom.-Ord., § 11, 12 des I. Const.-Ed. v. 14. Mai 1807, aus den 
Bullen Prov. solersqne und ad dominici greg. cnstodiam von 1821 und 1827, sogar aus § 17 der Verordnung vom 30. Jan. 1830 folgt, daß 
alle Personen oder religiösen Vereine, welche unserer öffentlich anerkannten kirchlichen Jurisdiction factisch nicht unterstehen, auch nicht zur 
katholischen Kirche gehören. Daraus folgt, daß die Kirche lediglich von der kirchenverfassungmäßigen Autorität selbständig zu regieren ist, daß 
Majoritäts-Beschlüsse in Religionssachen unzulässig uud deßhalb die zur römisch-katholischen Kirche nicht gehörigen s. g. Allkatholiken von allen 
Rechten der katholischen Kirche ausgeschlossen sind. 

Aus dieser staatlichen Anerkennung der römisch-katholischen Kirche und deren Regierung durch den Papst und den Bischof der Diöcese 
folgt ferner, daß ausländische, von uns mit der Seelsorge resp. mit der Verrichtung geistlicher Functionen nicht betraute 
Geistliche gemäß § 8 des I. Const.-Ed. und § 8, 9 des Gesetzes v. 9. Oct. 1860 keinen katholischen Gottesdienst in unserer Erzdiöcese abhalten, 
noch kirchliche Functionen in katholischen Kirchen vornehmen dürfen und daß s. g. altkatholische Versammlungen oder gar Abstimmungen über 
Rechte der römisch-katholischen Kirche rechtswidrig und bezüglich dieser Rechte durchaus irrelevant sind. 

Ueberdies ist der religiöse Verein der s. g. Altkatholiken nicht als Corporation anerkannt, weßhälb und wegen der ausschließlichen Natur 
des Eigenthums er Vermögenstheile der römisch-katholischen Religionsgemeinschaft, wie Kirchen oder Pfründen, weder besitzen noch mitge- 
brauchen darf. 

Gemäß der berührten völkerrechtlichen Verträge und badischen Gesetze gehören, wie erwähnt, die katholischen Schul- und Spitalfonds 
als annexüm religionis zum Vermögen der katholischen Religionsgemeinschaft. 

Die den kirchlichen Bedürfnissen gewidmeten oder gar als Pfarrkirchen im Einverständnisse mit Großh. Staatsrcgierung 
erklärten römisch-katholischen Kirchen können gemäß dem cit. Art. V. § 32 I. P. 0., § 63 R. D. H., § 18 des III. Org.-Ed., § 20 der Ver- 
fassung , § 10 des Ges. v. 9. Oct. 1860, § 3 der berührten Reg.-Entschl. v. 5. Nov. 1861 und § 3 des Stift.-Ges. v. 5. Mai 1870 dein aus 
schließlichen römisch-katholischen Cult nicht entzogen, also den s. g. Altkatholiken für deren b esondern sacrilegischen Gottesdienst nicht eingeräumt 
werden. Deßhalb und da gemäß Art. 5 des cit. dortigen Erlasses vom 5. Nov. 1861, arg. § 6 des Schulgesetzes vom 8. März 1868 und des 
Gesetzes vom 11. Febr. 1870 auch s. g. weltliche katholische Fonds nur zu römisch-katholischen Zwecken verwendet werden dürfen, können auch 
z. B. Gymnasiumskirchen, wenn sie, wie nach dem eben Gesagten nicht der Fall, zu weltlichen Zwecken und Bedürfnissen gewidmet wären, 
nicht den Katholiken entzogen und einer fremden Religionsgenossenschaft, den s. g. Altkatholiken, eingeräumt werden. 

Da also die Großh. Staatsregierung so wenig als einzelne von ihrer Kirche abgefallene s. g. Altkatholiken zu einem solchen Eingriffe in 
das Vermögen der katholischen Kirche und der kirchlichen Stiftungen berechtigt sind und wie die dortigen Motive zu § 7 des Stiftnngsgesetzes 
von 1870 zugeben: „die privatrechtlichen Beziehungen einer Stiftung zu andern Personen der Aburtheilung durch die bürgerlichen Gerichte 
unterliegen" ; so steht den gesetzlichen Vertretern des Kirchenvermögens die gerichtliche Klage gegen solche Besitzstörungen resp. Verletzungen 
des Eigenthums durch die s. g. Altkatholiken als unberechtigten physischen Personen zu. 

Das berührte Vorgehen der s. g. Altkatholiken involvirt aber nicht blos einen schreienden Eingriff in die verfassungsmäßigen Frei- 
heiten des Eigenthums, des Gewissens und der freien katholischen Religionsübung, sondern auch eine Störung des confessionellcn Friedens. 
Die als öffentliche Corporation anerkannte „vereinigte evangelisch-protestantische Kirche", würde es als eine Vergewaltigung ihrer Rechte betrachten, 
wenn eine protestantische Sekte in den Besitz ihrer Kirchen gesetzt würde, auch wenn dies unter dem rechtlich unzulässigen Titel geschähe, daß 
diese Sekte entgegen der Verfassung der berührten Religionsgemeinschaft durch einen Staatsact als zu ihr gehörig erklärt würde. 

Dieses Vorgehen gegen die mit dem Oberhaupte der Kirche und ihrem Bischof treu verbundenen Katholiken, gegen die eminente Mehrheit 
der badischen Bevölkerung und gegen die anerkannte kirchliche Autorität, insbesondere unter Mitwirkung von Staatsdienern und Lehrern, welchen 
der Schutz des Rechts Aller und die Heranbildung des katholischen Volkes anvertraut ist, dürfte für die Rechtssicherheit, die öffentliche Moral 
und die Autorität von betrübenden Folgen sein. Was sollte aus der öffentlichen Ordnung werden, wenn einzelne Staatsbürger unter Bethei- 
ligung oder gar Führung von Geistlichen sich gegen die Verfassung und die Rechtsordnung des Staates auflehnen und die rechtmäßige Staatsgewalt 
beseitigen wollten! Die Autorität ist aber solidarisch und es liegt deßhalb auch im Interesse des Staates eine solche Auflehnung gegen die 
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vom 5. Mai 1870) den Katholiken zu entziehen und einer Sekte zuzuwenden. Der lediglich darauf abzielende Anspruch der 
s. g. Altkatholikcn in Constanz auf die Mitbenützung der dortigen katholischen Spitalpfarrkirche ist aber weder thatsächlich noch 
rechtlich begründet. 

Wir haben in unserm Erlasse vom 20. v. M. constatirt, daß diese Auflehnung gegen die Kirche einer von Außen (durch 
den Professor Michclis) in das Land importirten, durch Staatsbeamte insbesondere gepflegten, künstlichen Agitation ihr Dasein 
verdankt. In der That haben sich erst seit dem für die Katholiken des Landes tief verletzenden Auftreten jenes fremden Geist- 
lichen s. g. altkatholische Gemeinden unter einem kirchenrechtswidrigen Vorstände (Comite) gebildet. Vor wie nach ist aber der 
gcsammte katholische Curatclcrus und sind fast alle Katholiken ihrer Kirche treu ergeben. Auch bei der durchaus ungesetzlichen 
„Abstimmung" resp. Abfallserklärung von der Kirche, welche am 10. v. M. in Constanz stattfand, haben sich fast nur Staats- 
diener, Lehrer, insbesondere Professoren des Gymnasiums, Gemeindediencr und andere abhängige Personen bcthciligt. Weitaus 
der größte Theil der selbständigen Katholiken in Constanz ist trotz des angewendeten Druckes der katholischen Religion standhaft 
ergeben geblieben. Wie aus der Natur jeder Corporation, ja jeder Gesellschaft, und ans dem bestehenden Rechte folgt, ist jene 
„Abstimmung" einzelner Personen bezüglich der Rechte der Kirche rechtlich durchaus irrelevant, was auch die Großh. An- 
klagekammcr in Constanz anerkannt hat. 

Das Begehren der s. g. Altkatholiken, ihnen resp. der s. g. altkathol. Gemeinde in Constanz die Benützung einer katho- 
lischen Kirche einzuräumen, ist auch rechtlich unbegründet. In unserem berührten Erlasse vom 20. v. M. haben wir auf Grund 
der dort citirtcn, bestehenden Verträge und Gesetze dargethan, daß dem römisch-katholischen Religionstheilc, der als Corporation 
anerkannten Kirche, das Eigenthum also der ausschließliche Besitz des den katholisch-kirchlichen Bedürfnissen gewidmeten Ver- 
mögens, folglich der katholischen Kirchen zusteht. Wir haben ferner darin nachgewiesen, daß nach dem bei uns geltenden Rechte 
das Kirchenvermögen durch die anerkannte, römisch-katholische Kirchenbehörde rcpräsentirt wird, daß also ohne unsere Zustim- 
mung weder die Großh. Regierung, noch eine politische Gemeinde, noch ein Conglomérat von einzelnen Katholiken oder Nicht- 
katholiken über die Mitbenützung oder gar die ausschließliche Verwendung einer katholischen Kirche verfügen darf. 

Wie die Entscheidung darüber, ob Jemand noch Mitglied einer Gesellschaft sei, dem verfassungsmäßigen Vorstande der 
Gesellschaft zusteht; so hat die kirchliche, nicht aber die staatliche Autorität, nach bestehendem Rechte die Entscheidung darüber, 
ob ein Katholik noch Mitglied der Kirche sei. Die s. g. Altkatholiken sind von der competenten kirchlichen Autorität aus der 

kirchliche^ Autorität durch Beeinträchtigung der wohlerworbenen Rechte der katholischen Kirche nicht zu begünstigen. Wir verlangen indessen für 
diese kein Privileg, sondern nur die aus der verfassungsmäßigen Rechtsgleichheit abfließende Achtung ihres Eigenthums und ihrer verbrieften 
Rechte. 

Wir bitten deßhalb Hochdasfelbe den s. g. Altkatholiken das Eigenthum oder die Mitbenützung der römisch-katholischen Kirchen, insbesondere 
derjenigen in Constanz und Offenburg nicht gestatten, eventuell eine solche Concession wieder zurückziehen, auswärtigen, s g. altkatholischen 
Geistlichen die Ausübung kirchlicher Functionen in katholischen Kirchen versagen und die Staatsbeamten resp. Lehrer an katholischen Schulen 
an ihre Pflicht gegenüber der katholischen Kirche bezw. den Katholiken hochgeneigt erinnern zu wollen. 

Aus dem soeben eingetroffenen dortigen Erlasse vom 19. d. M. Nro. 2739 ersehen wir, daß ohne uns auch nur zu hören durch dortige 
Entschließung vom 15. d. M. Nro. 2534 den „Altkatholiken" der Mitgebrauch der Spital-, also einer römisch-katholischen Pfarrkirche in Constanz 
gegen das bestehende Recht eingeräumt worden ist. 

Wir legen alsbald hiergegen feierlichen Protest ein und wahren die Rechte der Kirche, ihres Vermögens und der Katholiken. 

(gez.) + Lothar Kübel. 

Ministerium des Innern. 
Carlsruhe den 27. Februar 1873. 

Die Stellung der Katholiken in Constanz zu dem Dogma der Unfehlbarkeit des Papstes betr. 

Nro. 3166. Erzbischöflichem Capitelsvicariate beehren wir uns auf den gefälligen Erlaß vom 20. d. M. Nro. 1592/93 ergebenst zu 
erwidern: 

Wohldasselbe geht in seinem Erlasse im Wesentlichen von der Annahme aus, als handle es sich um Versuche, Eigenthum katholisch- 
kirchlicher Fonds oder confessionell-katholischer Fonds den Katholiken zu entziehen und einer „fremden Religionsgenosscnschaft" einzuräumen. 

Von solchen Maßregeln ist, wie Erzbischöfliches Capitels-Vicariat unserem, erst am Schluffe des gefälligen Schreibens berücksichtigten 
Erlasse vom 19. d. M. zu entnehmen in der Lage ist, nicht die Rede; es handelt sich vielmehr darum, den (Alt-) Katholiken, welche durch die 
Nichtannahme des rechtlich nicht relevanten Dogma's der Unfehlbarkeit des Papstes kein Recht in der Kirche verloren haben, die Möglichkeit 
zu wahren, nach wie vor in den katholischen Kirchen ihre religiösen Bedürfnisse zu befriedigen. Indem wir uns daher enthalten, die von un- 
richtiger Voraussetzung ausgehenden Darlegungen Wohldesselben im Einzelnen zu erörtern, glauben wir noch cvnstatiren zu sollen, daß Erz- 
bischöfliches Capitelsvicariat durch die Entschließung der Großh. Regierung in keiner Weise überrascht worden sein kann, da die Regierung ihren, 
durch ausdrückliche gesetzliche Bestimmung gebotenen Standpunkt gegenüber den vaticanischen Constitutionen bereits am 16. September 1870 
zur Darnachachtung öffentlich bekannt gegeben hat. Die Großh. Regierung ist dabei ihrer Seits durchaus nicht weiter gegangen, als die Auf- 
rechthaltung des Gesetzes verlangte. Wir haben es schon damals lebhaft bedauert, und müssen auch heute unserm Bedauern Ausdruck geben, 
daß sich die Kirchenbehörde bei Verkündung der Constitutionen den Bestimmungen des Gesetzes nicht unterwerfen zu sollen glaubte. Die Folge 
dieses Vorgehens konnte selbstverständlich nur sein, daß die kirchliche Norm im Rechtsgebiete keine Geltung in Anspruch zu nehmen vermag. 

Bei dieser klaren Sachlage können wir dem Proteste Wohldesselben gegen unsere Verfügung an Großh. Bezirksamt Constanz vom 15. 
l. M. eine rechtliche Bedeutung nicht beilegen. 

(gez.) Jolly. 



35 

Kirche ausgeschlossen, also deren Rechte verlustig. Ihre Erklärung, daß sie Katholiken bleiben wollen, ist rechtlich unerheblich 
und ihren Handlungen widersprechend. ... , , , . . , ..gm 

@40» ouß bem Begriffe bcr ^^4^40014«,, oon bem Bopfte bem B#ofe regierten ßtr4e foM, 
katholiken zu dieser in Einheit des Glaubens und der Sakramente verbundenen Kirche nicht gehören. Sie wollen m der TW 
nicht sein und sie sind nicht Katholiken, weil sie nicht blos gegen das Dogma der lehramtlichcn Unfehlbarkeit des Papstes lick 
aufgelehnt, sondern von der kirchlichen Lehrautorität sich losgesagt, sich von der Einheit des Glaubens und der Sakramente ge- 
trennt unb unserer 3urißbiction # endogen, eigene afatboüf4e ©emeinben mit oou ber ßir4e getrenntem ©ottcßbicnft conßi« 
tuirt haben. Sic wollen bem anerfannten Dibcefanbif4ofc «'4^ "»krfteben, fonbern einem %ur Slußübung fir4(i4« 
in unserer Erzdiöcese nicht befugten, fremden, exeommunicirten Geistlichen. Deßhalb kann diese altkatholischc Sekte, die überdies 
ni4t best#,#, wei( ohne corporatioe Mc# iß, eine rBmif4.îatho(if4e ßir4e ;ur Slußübnng ihreß facri(egif4en Wt8 re4tl,4 
m4t dortigen Stanbpunltc auß ri4tig. Die bortige Berfügung Dom 16. September 1870 spricht bon 

(auf ^a4o(if4'^ir4(i4em (Sebietc rc4tggütigen) (Dogma ber lehramtli4cn Unfeblbarfcit beß Oberbaupteß bcr ßir4e b« re4k 
Ii4e Rettung in bürgerti4er ober ftaatßbürgcr[i4er Beübung gemäß § 15 beß ®efe%eß 00m J. October i860 ab. 
Aicrauß, sowie f4on'auß § 7 biefcß ®efe%cß folgt, baß in Iir4li4eu Berbältniffcn biefeß Dogma *u 97e4t bettes, also bie 
baßfdbe bcbarr(i4 geugnenben, bic f. g. SHtîatbolifcn na4 ben beftebenben Ür4(i4cn Bestimmungen unb bem 9Iußfpru4 bcr hierin 
conipetentenßir4enautoritötaußber-ßir4eaußgef4(offenfinb. Wenn biefe rntfatbotifen au4 im BoWSeibrer poOM4eM 

unbbürger(i4en%e4te bleiben: so haben sie a(ß Gfcommunidrtc bo4 bie fatbo^^f4'ftr4^l4en9^e4te, Mg# ben Jh#u4 
auf ben Blit' ober gar außf4%#4en ®ebrau4 ber fatbo(if4cn Rir4^ Dooren. . , ^ 

Die in ben bärtigen oerebr(i4en Waffen 00m 15. unb 27. 0. %R. außgefpro4ene 3Inf4auung, baß „bur4 bte %i4tan' 
nabme beß Dogma'ß ber Unfehlbarleit beß Bapfteß %in ^4t in ber ßir4e Floren" gebe, g# aßo o,e(joerter atß bie 
bortige Berfügung 00m 16. September 1870. ®4on in unserm bortbin gerateten @r(alfe 00m 21. Blar; 0. y. %o. 
haben mir gegen jenen bie freie ^e(igionßübung unb bie Selbstönbigfeit ber ßh# oerkbenben Sah B«mabrung eingelegt. 
mrau4 bieraußfann hö4(tcnß foW, baß bie f.g.mtMboliten float# gef4% ««ben in bereit# ""b f,r#4 
^#genDbei^nabmeamrömif4'Wbo(if4en®otteßbie^fteunbbeuiRe4tcn(nnerba(bberßmï,e. 

Die s. q. Altkatholiken selbst haben über, wie erwähnt, eine von ber Kirche getrennte, eigene Religionsgenossenschaft gebildet, 
sie beanfpru4en einen Don unß getrennten Gült, me(4er oon einem unserer Diärese n# angehärigen ®eist(i4en geleitet mmb. 
Rur abbakung biefeß facri(egif4en ©otteßbienfteß ocrlangen sie ben Be% resp. bie Beugung einer romt)4.Mboki4en Bfarr' 
kirche. Es handelt sich also nicht um den unthcilbaren Mitgenuß der Befugnisse in bcr Kirche, sondern um die Depossebirung 
ber anerkannten Rechte der römisch-katholischen Kirche — zu Gunsten einer ihr fremden sektc. 

Daß Wesen einer Äc(igionßgcfeaf4aft besteht in ber .Berbinbung gnr gemeinsamen (äotteßDerebrung. ßopp, beu #ß 
Staat«rccht II. Theil S. 832 nota 2.) Wenn Hochbasselbe bestreitet, baß diese Altkatholiken eine eigene, also bcr katholi- 
f4en m-4e .frembe %c(igionßgeuosfcnf4aft" finb, so beruht bieß auf einer Berlennung beß Begriffß ber #tereu unb ber- 
katholischen Kirche, sowie ber offenkundigen Thatsachen. . 

Die bortige Verfügung 00m 15. o. #. .räumt" ja fafti!4 ben f. g. mtWhoMen .ben B7,tgebrau4 ber %#aR,#e %u 
ihrem", also Don bcr ßh# getrennten .©otteßbienft ein" unb bcbanbelt jene Seite a(ß einen ber ßtr4c gegenüber ,tebeiü,en 
.Sheii", a(fo a(ß eigene %e(i9ionßgcWW. @0 stehen a(fo ni4t in ber ßir4e fonbern mn,pr#e Don außerhalb 
berfetben ftebenben Personen, ^Hfprü4e einer 97e(igionßgenoffenf4aft gegen baß Vermögen ber rom#^atho(n4en ß'#: m 
grage. @ß baube(t # also hi« ßbig(i4 um bie .prioatrc4tü4cn Begehungen einer" (111-4(140») .etirtung gn anicr» 4"^ 
fönen" (bortige BRotiDc gum Stiftungßgefche Dom 5. B?ai 1870), morüber na4 beftebenbem -1^410 rndjl bie 1(001(1401 Bei^ 
waltungsbehörben, sondern bie bürgerlichen Gerichte zu entscheiden haben. 

Soüte no4 irgenb ein ^meifet barüber obmatten sännen, baß bur4 bie bortige Bcrfugung Dom io. o. ^itß. rme ^>0= 
(ebung beß Gigenthumß ber ßir4e, eine flagrante Befi#bru»g beß römif4=(atbo(il4cn m,gtonßtbo(ß aii ber bte;em gehmgeu 
Spita(pfai-rtir4e in <5onftan& Perübt würbe, so hab«, bie neuesten Borgönge in gan; f(arer Weife bieie@ncamenrungcon,tattrt. 

Sowohl mir a(ß Spitatpfarrer Bfaff') in Gonßaus haben mit 97641 gegen jene bortige unb bie entfpre4cubc Belegung 
-) Großherzoqlicheß Bezirksamt Eonstanz. 

(Befud, ber («It») ßatt,oliten in Gouftan* um Ueberlaffung ber bärtigen %farrhr4en *um 8mede ber Äußub.tng ihre, 
Cultus betr. 

sr»assSS£w=aa33£sSSs£Ss 
" "SZmwS'w rÄWS KL. d.»- ->•»’. - »->«'- *««™ - - -*. —». M. 
Mitbenützung stattfinden könne. 

Go4tan», ben 22. ßebruar 1873. Gpttalpfairer. 
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beë Bezirksamtes Constanz vom 18. v. M. protestirt und die Rechte des Kirchenvermögens gewahrt. So lange die berührte 
Rechtsfrage nicht endgillig ausgetragcn ist, kann doch dem dcpossedirten Theile nicht zngemuthet werden, daß er zur Entriehuna 
seiner Rechte selbst rechtlich mitwirke. 

Das Bezirksamt ist im ausreichenden Besitze der Mittel, um die Anordnungen der Staatsbehörde factisch durchzuführen. 
Die Person und das seitherige Auftreten des erwähnten Pfarrers bürgen dafür, und ist es selbstverständlich, daß er sich den 
Anordnungen der öffentlichen Gewalt factisch nicht widersetzt. Eine förmliche Erklärung Hierwegen ist also mindestens unnöthig. 
ünb # W bag genannte Wrfgamt am 23. b. baß er „f# Dcri,fHcf,te'', bieooHbiefer 
Polizeibehörde „über den gemeinsamen Gebrauch der <Lpitalkirche" getroffenen „Bestimmungen gewissenhaft einzuhalten." 

Weil dieser Pfarrer, wie er schon am 24. v. M. dem Bezirksamte anzeigte, die diesseitige Weisung Hierwegen einholte 
und so nicht alsbald die verlangte Erklärung abgeben konnte, hat das Bezirksamt Constanz schon am 26. v. M. *) urplötzlich und im 
Widerspruch mit der dortigen und seiner eigenen citirtcn Verfügung den Katholiken diese ihre Kirche verschlossen, zu Gunsten 
der Altkatholiken ausschließlichen Besitz von derselben und den Cultgegenständen ergriffen, und sogar das Sanctissimum 
dem legitimen katholischen Pfarrer verschlossen. 

Zu dieser theilweisen oder völligen Depossedirung der römisch-katholischen Kirche ist die Großh. Staatsregierung weder 
bi# bog Miüoc %ed)t, # b# irgenb ein ®cfeG beg Sanbeg iigenbmic bere^tigt. Der oon nng am 20. n. 3». gegen 

3) Großh. Badisches Bezirksamt Constanz. 

Gesuch der (Alt-) Katholiken in Constanz um Ueberlassung einer der dortigen Pfarrkirchen znm Zwecke der Aus- 

übung ihres Cultus betr. 

, Nr. 4403. Nachdem Spitalpfarrer Pfasf hier in seiner Erklärung vom 22. d. M. sich geweigert hat, Vorschläge über die Regelung des 
gemeinsamen ®ebraud)9 bet 8^0151(^6 &n ma^en, — im $MHde ans bie non Seiten be8 Gomitë'8 bet mttatbali[en gemalten %ml#ge, 
nnb mit Rücksicht^ auf den Umstand, daß für den Gottesdienst der das Unfehlbarkeitsdogma nicht ablehnenden Katholiken zwei weitere Kirchen 
hier zur ausschließlichen Verfügung, werden zu Folge Erlasses Großherzoglichen Ministeriums des Innern vom 15. l. M. Nr. 2534 über den 
gemeinsamen Gebrauch der Spitalkirche seitens der beiden Partheien bis auf weitere Verfügung folgende nähere Bestimmungen getroffen: 

1) Den dav Dogma der Unfehlbarkeit ablehnenden (Alt-) Katholiken steht die Benützung der Spitalkirche für ihren regelmäßigen 
Gottesdienst an Sonn- und Werktagen 

Vormittags von 8—9% Uhr, 
Nachmittags von 1—2 Uhr, 

Den das genannte Dogma nicht ablehnenden Katholiken dagegen 
Vormittags von 10 Uhr ab 

und vor 7% Uhr, 
Nachmittags von 2 Uhr ab 

zu. 
2) Für die besonderen Cultushandlnngen beider Theile (Beichte, Casualien aller Art, besondere Gottesdienste in den Festzeiten u. s. w.) 

wird, soweit sie nicht innerhalb der unter Ziff. 1 angegebenen Zeit vorgenommen werden können, zunächst die Vereinbarung beider Theile vor- 
Malten; fömmt eine fo^e im Allgemeinen ober fût ben einzelnen @aH nidjt &n Stanbe, fa merben mit bie gelten beS ®ebtau^^8 bet ßiidfe 
für jeden der beiden Theile auch in diesen Beziehungen nachträglich näher bestimmen. 

3) Die Mitbenützung der Spitalkirche Seitens der (Alt-) Katholiken hat mit dem 28. l. M. zu beginnen. 
H. %ad)nd,t Sietmn e#(t &ett Spitalpfamet 9W Ijiet mit bei Anffotbetung, sich Mngftenö am 25. b. 9R. batübei *u ecMien, ob 

man von >;hrer Seite sich verpflichtet, diese Bestimmungen über den gemeinsamen Gebrauch der Spitalpfarrkirche genau und gewissenhaft einzu- 
halten. 

Constanz, 23. Februar 1873. 

(0%.) 9lab. 

-) Großherzoglich Badisches Bezirksamt Constanz 
an 

Herrn Spitalpfarrer Pfaff hier. 

-t-ie Bitte der (Alt) Katholiken in Constanz um Ueberlassung einer der dortigen Pfarrkirchen znm Zwecke der Aus- 

übung ihres Cultus betr. 

Nro. 4550. Die von Euer Hochwürden mit unserer Verfügung vom 23. l. M. Nro. 4403 verlangte verpflichtende Zusage ist bis jetzt 
n# in unsere &änbe gelangt. Die unö angegangene mttheitung Dom 24. b. m 60, nad) beten gnhalt Sie so (ange feine bestimmte 
eiRärung abgeben sönnen, big Sie Don gbrer uorgefeßten ßitchenbehötbc eine maßgebenbe Reifung ehalten haben, bietet unö nm so Weniger 
einen @nie#enben ®iunb bat, mit bem weitem Betfahien in bet Sache einzuhalten, aI8 %nen feit bet (Etöffnnng be8 #^$61:01=(Erlass e9 
Dom 15. b. 3K. %to. 2634 teichtiche geit gegeben mat, mit bet #^6^6500)6 f# *n benehmen. 

Nachdem von Ihrer Seite hiernach weder zu einer Vereinbarung über die nähere Regelung des gemeinsamen Gebrauchs der Kirche die 
Hand geboten, noch auch die verlangte Verpflichtung zur gewissenhaften Beobachtung der bezüglichen amtlichen Bestimmungen übernommen 
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ï'“" «"bÙtftt iàd^H-^,»s,lb», »Ich, entgctjcn, welch, s-slihl- bit il,,« «ich- >r°u ----b-»,» àth°M-°, die M-hq-it 
de« badischen B°I,°- b,s,!ir„„n. «,»n si- il,,- S'isl»°S-» 1° B™* °-"!°S-» ^ mnn JU wa^nm. mym stem. 

: zr:- c 

^ ^ Ôir uertrmiei, gmar fest, baß ber göttliche Stifter ber &tr4e iw i^rer ferneren ^mfmtg %^r bei,te^t, ,te babui^ "migen 

g#%gm#S 
^'T:z:b::w.i, ää ~ « «**. -° 
dieser römisch-katholischen Kirche und deren Cultgegenstande. 

Frcibnrg den 6. März 1873. 

t Lothar Kübel. 
8öge(c. 

-äWäSHSS 
SHSSaïÂÆs: - • - - 

Constanz, 26. Februar 1873. 
(gez.) Fl ad. 

]) Grossh. Badisches Bezirksamt Constanz. 

@etu* ber atltfatbotiten in Gonftan&mm tlebertaf(ung ber bortigen ^farrtir^en »um Smede bet itngübung il,re@ 
Cultus bett. 

fte# im 38ibe#t#e mit bem berßWen Wniftetid^taffe imb ber bortigen Verfügung torn 18. imb 23. b. Dt. 
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3"^m #bagegen »eiW#n9unb0e(#crbceWc8e, DiebM#%erfügim8bom23. unb26. D. 3R. W. Çeben, jebenfailê mich nicht hindern zu wollen, das Sanctissimnm, die hl. Oele und die mir erforderlichen Cultgegenstände zur Aufbewahrung 
und zum Gebrauch m der Seelsorge an mich zu nehmen. ' " ) » 

Constanz den 1. März 1873. 

(gez.) Pfaff, Spitalpfarrer. 

Erle digte Architektenstellc. 

Nro. 2113. Die Stelle eines Architekten bei dem Erzbischöflichen Bauamte in Freiburg mit einem Gehalt von 1000 
bis 1500 fl. soll alsbald wieder besetzt werden. Geübte katholische Baupraktikanten oder Architekten wollen sich bis zum 
24. d. Mts. bei dem Erzbischöflichen Bauamte Freiburg unter Vorlage ihrer Zeugnisse melden. 

Freiburg den 8. März 1873. 

Erzbischöfliches Capitels - Vicariat. 

Verantwortliche Redaktion: Erzb. Kanzlei. — Druck und Verlag der I. Dilger'schen Buchdruckerei in Freiburg. 


